
£>ies hat der Zivilsenat in der angefochtenen Ent­
scheidung verkannt, weil er die einschlägigen Be­
stimmungen des Genossenschaftsrechts, insbesondere 
§ 34 Abs. 2 GenG und damit auch die Satzung der Be­
klagten nicht berücksichtigt hat. Zumindest hätte das 
Urteil die allgemeinen Bestimmungen der §§ 270, 
421 BGB berücksichtigen müssen, auf Grund deren die 
gesamtschuldnerische Haftung der Kläger ebenfalls zu 
bejahen gewesen wäre. Ein weiterer Verstoß gegen 
gesetzliche Bestimmungen liegt in der Auffassung des 
Zivilsenats, daß die Kläger nach ihrer Entlassung als 
Vorstandsmitglieder keine Verbindlichkeiten mehr für 
die Beklagte rechtswirksam begründen konnten. Ab­
gesehen davon, daß das schädigende Ereignis nach dem 
vorstehend Gesagten bereits während der Amtsführung 
der Kläger eingetreten ist, steht nach dem vorgetrage- 
nen Akteninhalt weiter unstreitig fest, daß die Kläger 
die Firma W. auch noch nach ihrer Amtsenthebung 
hinter dem Rücken der Beklagten weiter betrieben und 
dadurch weitere Verbindlichkeiten begründet haben, 
für die die Beklagte nicht nur als juristische Inhaberin 
des Betriebes, sondern auch deshalb im Außenver­
hältnis einstehen muß, weil die Kläger erst am 16. Juli 
1949, also mehr als 2 Monate nach ihrer Amtsent­
hebung, als Vorstandsmitglieder der Beklagten im 
Genossenschaftsregister gelöscht worden sind und diese 
also bis zu diesem Zeitpunkt mit der Einschränkung 
des § 29 GenG nach außen hin noch rechtswirksam 
verpflichten konnten. Daß die bei den von den Klägern 
insoweit vorgenommenen Rechtsgeschäften beteiligten 
Dritten von der Entlassung der Kläger Kenntnis ge­
habt hätten, ist von keiner Seite behauptet worden. 
Die weitere Gesetzesverletzung des angefochtenen 
Urteils liegt also in der Nichtbeachtung des § 29 GenG.

Ganz abgesehen davon ist es aber unverständlich, 
wieso der Zivilsenat zu der Feststellung gelangen 
konnte, daß der Beklagten überhaupt kein Schaden 
entstanden sei, nachdem unstreitig feststeht, daß der 
Kläger vom Konto der Beklagten 10 000,— DM abge­
hoben und diese weisungswidrig für den Betrieb W. 
verwandt habe. Insofern ist der Beklagten auf jeden 
Fall ein Schaden entstanden, der nur dann entfallen 
würde, wenn auf der anderen Seite durch den Erwerb 
der Firma W. ausreichende Gegenwerte zur Deckung 
dieses Schadens erworben worden wären. Dies hat die 
Beklagte bestritten, so daß der Zivilsenat verpflichtet 
gewesen wäre, hierzu weitere Sachaufklärungen vor­
zunehmen. Dies wäre ohne besondere Schwierigkeiten 
durch Herbeiziehung der Prüfungsberichte des Prü­
fungsverbandes und eventuelle Vernehmung der von 
diesem beauftragten Prüfer möglich gewesen. Trotz 
des ständigen Hinweises der Beklagten hat es der 
Zivilsenat nicht für erforderlich gehalten, diese Be­
weismittel zur Aufklärung des Sachverhaltes anzu­
nehmen. Auch die Tatsache, daß die Kläger wegen 
genossenschaftsschädlichen Verhaltens aus der Ge­
nossenschaft ausgeschlossen worden sind und daß die 
Staatsanwaltschaft gegen sie wegen der dem Rechts­
streit zugrunde liegenden Vorfälle ein Strafverfahren 
eingeleitet hat, hätte den Zivilsenat auf den starken 
Verdacht eines zum Schadensersatz verpflichtenden 
Verhaltens der Kläger hinweisen und ihn bewegen 
müssen, notfalls auch die Strafakten zur näheren Sach­
aufklärung herbeizuziehen, wenn nicht sogar ent­
sprechend dem Antrag des Beklagten eine Aussetzung 
des Verfahrens in Frage gekommen wäre.

In der Nichtbeachtung dieser wichtigen Hinweise und 
Anträge der Beklagten liegt ein erheblicher Verstoß 
gegen § 13'9 ZPO, der im vorliegenden Fall um so 
schwerwiegender ist, als es sich bei der Beklagten um 
eine Partei handelt, deren besondere Stellung im 
Rahmen unseres Wirtschaftsaufbaues nach der Prä­
ambel und § 11 des Gesetzes zur Förderung des Hand­
werks vom 9. August 1950 bzw. der entsprechenden 
Bestimmungen der Verordnung des Magistrats von 
Groß-Berlin vom 1. März 1951 die Organe unseres 
Staates und damit auch die Gerichte zu ihrer Förde­
rung und Unterstützung verpflichten. Das gilt für die 
Gerichte vor allem im Rahmen des § 139 ZPO. Der 
Generalstaatsanwalt weist in der Kassationsschrift mit 
Recht darauf hin, daß das Urteil des 2. Zivilsenats die 
aktive Hilfe, die die Rechtsprechung als wichtiger Teil 
unseres neuen demokratischen Staates unserem wirt­
schaftlichen Neuaufbau zu geben hat, verkannt hat.

Zur Frage der Einstellung der Zwangsvollstreckung, 
wenn ein rechtskräftig verurteilter Schuldner die Kas­
sation der ihn verurteilenden Entscheidung angeregt 
hat.

Bezirksgericht Dresden, Beschl. vom 2. Oktober 1952 
— 9 T 386/52.

Der zur Zahlung eines größeren Betrages an den Gläubiger 
rechtskräftig verurteilte Schuldner hatte beim zuständigen Be­
zirksstaatsanwalt die Kassation des ihn verurteilenden Urteils 
angeregt. Der Bezirksstaatsanwalt hat die Kassationsanregung 
befürwortend an den Generalstaatsanwalt zur zuständigen Ent­
schließung weitergeleitet. Inzwischen hatte der Gläubiger einen 
Pfändungs- und Überweisungsbeschluß gegen den Schuldner 
erwirkt. Unter Bezugnahme auf seine Kassationsanregung be­
antragte der Schuldner die Aufhebung, hilfsweise die einstwei­
lige Einstellung der Zwangsvollstreckung. Das Amtsgericht gab 
diesem Antrag statt und setzte gemäß Art. 6 der SchutzVO vom 
4 Dezember 1943 d'e Zwangsvollstreckung bis zur Entscheidung 
Uber die Kassationsanregung emstweilen aus. Auf die sofortige 
Beschwerde des Gläubigers entschied das Bezirksgericht, daß 
bis zur Entscheidung über die Kassation d e Zwangsvoll­
streckung dahin zu beschränken sei, daß der Drittschuldner 
die gepfändeten Beträge zu hinterlegen habe.

Aus den G r ü n d e n :
Die vom Gläubiger aus dem Urteil des LG D. durch­

geführte Vollstreckung wurde durch Beschluß des Amts­
gerichts D. vom 30. August 1952 gemäß Art. 6 der 
SchutzVO vom 4. Dezember 1943 bis zur Entscheidung 
über die Kassationsanregung einstweilen eingestellt. Es 
sei, nach Mitteilung der Bezirksstaatsanwaltschaft, mit 
der Aufhebung des Urteils zu rechnen. Hiergegen rich­
tet sich die form- und fristgerecht eingelegte sofortige 
Beschwerde des Gläubigers: Allein der Generalstaats­
anwalt könne die Kassation wirksam beantragen, in der 
Regel werde die Kassation von rechtskräftig verurteil­
ten Schuldnern nur benutzt, die Angelegenheit zu ver­
schleppen. Insbesondere aber sei eine Anwendung des 
Art. 6 der SchutzVO im vorliegenden Falle nicht ge­
rechtfertigt und führe hier eine ganz einseitige Begün­
stigung des Schuldners herbei. Der Schuldner zähle zur 
technischen Intelligenz, während der Gläubiger dringend 
auf diese Zahlungen angewiesen sei.

Die Beschwerde ist zulässig, doch sie ist nur zum Teil 
begründet.

Richtig sind die rechtlichen Ausführungen des Be­
schwerdeführers, insoweit sie sich auf die Unanwend­
barkeit des Art. 6 der SchutzVO beziehen. Vor allem 
hat der Schuldner selbst keinerlei Angaben gemacht, 
daß sein Unterhalt usw. durch eine Fortführung der 
Zwangsvollstreckung gefährdet ist, vielmehr gehört er 
nach seiner eigenen Darstellung der technischen Intelli­
genz an und steht unter dem Schutz der Deutschen Aka­
demie der Landwirtschaftswissenschaften zu Berlin.

Jedoch ist nach einer Mitteilung des Bezirksstaatsan­
walts die Kassationsanregung an den Generalstaatsan­
walt abgesandt worden und Nachricht nach Eingang 
der Erledigung zugesagt worden. Dies besagt, daß sich 
bereits eine maßgebliche Dienststelle der Staatsanwalt­
schaft damit befaßt und positiv dazu geäußert hat, wenn 
auch eine kompetente Entscheidung von dort noch nicht 
vorliegt. Richtig führt der Beschwerdeführer aus, daß 
die Kassation kein ordentlicher Rechtsbehelf im Sinne 
der ZPO ist. Sie ist iedoch ein außerordentlicher Rechts­
behelf, der, wird ihr stattgegeben, die Rechtskraft des 
betreffenden Urteils beseitigt. Dann hätte der Gläubiger, 
wenn die Zwangsvollstreckung inzwischen betrieben ist, 
erhebliche Rückzahlungen zu leisten.

Um beiden Teilen die größtmögliche Sicherheit zu 
geben, wird die Zwangsvollstreckung mit der oben­
stehenden Beschränkung zugelassen.

A n m e r k u n g :
I

Der Beschluß des Bezirksgerichts Dresden kann 
keinesfalls gebilligt werden. Wenn er auch die Wir­
kungen des angefochtenen Beschlusses des Amtsge­
richts mildert, so verkennt er gleichwohl ebenfalls das 
Wesen der Kassation, die nicht den Interessen einer 
Prozeßpartei, sondern ausschließlich dazu dient, im 
Interesse des Staates und der Gesellschaft ein unrich­
tiges Urteil zu beseitigen. Sie ist nicht nur kein ordent­
licher Rechtsbehelf, sondern auch nicht ein außeror-
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